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io. 3680 Mlerhöcfte Aabinetdorder an da Rrieges+ Minifterium vom zoſten Oktober 
1.1.1814, daß Vergehen, welche Kaffafion oder Ausſtoßung aus dem 


er Bu 8 


Sioldatenſtande rechtlich nach ſich ziehen, den Verlust der Denkmünze 


für die Jahre 1813 und 1814. zur Folge haben ſollen. 


Al die hierbei zuruͤckgehende Anfrage des General-Majors Decker, be⸗ 
ſtimme Ich, daß Vergehen, welche Kaſſation oder Ausſtoßung aus dem Sol⸗ 
datenſtande rechtlich nach ſich ziehen, den Verluſt der Denkmuͤnze für die 
Kriegesjahre 1813 und 1814. zur Folge haben ſollen. In ſolchen Fällen 
iſt alſo das Erkenntniß auch hierauf zu richten, und die Denkmuͤnze durch 


das Regiment an die General⸗Ordens⸗Commiſſion einzuſenden. Wenn 


aber bei geringern Vergehen, außer dem Verluſt des Nationalabzeichens, 
nur auf Feſtungsſtrafe in der Strafabtheilung eines Garniſon⸗ Bataillons 
zu erkennen iſt, ſo ſoll das Erkenntniß zwar ebenfalls auf den Verluſt der 
Denkmuͤnze gerichtet, die letztere aber bei dem Regimente aufbewahrt, und 
im Fall der Straͤfling nach ausgeſtandener Strafe, wegen bewieſener Beſ⸗ 
ſerung zur Verſetzung in die Iſte Klaſſe des Soldatenſtandes in Vorſchlag 
gebracht wird, jedesmal bemerkt werden, ob er der Denfmünze fir den 
Krieg verluſtig erklaͤrt worden ſey, damit demnaͤchſt von Mir beſtimmt wer⸗ 
den kann, ob er der Wiedererlangung derſelben wuͤrdig iſt oder nicht. Ich 
trage dem Krieges-Miniſterio auf, dieſe Beſtimmung den kommandirenden 
Generalen, den Militair-Gouvernements, dem General-Auditoriate und der 
General-Ordens-Commiſſion zur Nachricht bekannt zu machen. 


Wien, den Zoſten Oktober 1814. N 
= Friedrich Wilhelm. 
An das Krieges-Miniſterium. 7 


Jahrgang 1815. i ö A ö Co. 259.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 16ten Februar 1815.) 
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(No. 259.) Allerhöchſte Kabinetsorder an den Staatskanzler Fuͤrſten von Hardenberg 
vom 24ſten Dezember 18 14., in Betreff des Verluſtes der Denk⸗ 
muͤnze für die Jahre 1813 und 1814, bei den aus dem Militait 
entlaſſenen Individuen. f 
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Zuchthaus oder Feſtungsarreſt mit Strafarbeit nach ſich ziehen, das Er⸗ 


in er i 


In: 


den Staatskanzler Jürſten don Harden beg Hm 
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(No. 260.) Verordnung über die Serbis⸗ Einrichtung der Haußk⸗ und Reſidenzſtadt 
BVerlin. Vom 26ſten Januar 1815. 8 Hs 
V . GIG ENM „„ : 


Wir Friedrich Wilhelm, bon Gottes Gnaden König bon 
a Preußen ꝛc. Me. 1 | 
verordnen hierdurch: ae ze Bot >: ER 
daß bis zur allgemeinen Reform des Servisweſens, wie Wir ſolches 
nach den Edikten über die Finanzen des Staats und das Abgaben⸗ 
Syſtem vom 27ſten Oktober 1810, und 7fen September 1811. beab⸗ 
ſichtiget, in Unſerer Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin, folgende vor⸗ f 
laͤufige Einrichtungen ſtatt finden follen n. 
= Coll es wegen der nach dem Regulativ vom teten März 1810. auf 
Servis geſetzten Militairperſonen bei der Ordre vom Ziften Dezember 1810. 
ſein Bewenden behalten, und ihnen, außer dem vollen Servis, der regle⸗ 
mentsmaͤßige Feuerungsbedarf verabreicht werden, dagegen aber aller weitere 
Anfpruch wegen vorgeblicher Unzulaͤnglichkeit des Servis resp. auf Natural⸗ 
Quartier oder Zuschuß wegfallen; jedoch ol 120 
den Staabs⸗Capitainen oder Staabs⸗Rittmeiſtern und den uͤbrigen Militair⸗ 
perſonen gleicher oder unterer Grade, welche ſtatt des Natural⸗ Quartiers 
Servis zu empfangen haben, wegen des fortdauernden Steigens der Miethen, 
von der Stadtgemeinde ein Zuſchuß gereicht werden, welchen Wir hiermit 
auf Ein Drittel des reglementsmaͤßigen Servis beſtimmen. 
Die Verabreichung des Feuerungsbedarfs aus den Domanial⸗ Forſten 
wird auch auf die Beweibten aus der Klaſſe der zum Natural⸗Quartier be⸗ 
rechtigten Militairperſonen ausgedehnt, und ſollen dieſelben ebenfalls gehalten 
ſeyn, gegen den reglementsmäßigen Servis und einen Zuſchuß aus der Orts⸗ 
Servis⸗Kaſſe, der auf Sechs Groſchen monatlich fuͤr jeden der beiden Ehe⸗ 
leute und Drei Groſchen fuͤr jedes Kind beſtimmt wird, für ihr Unterkom⸗ 
men ſelbſt zu ſorgen; dergeſtalt, daß ſie vom Iſten Januar d. J. auf Na⸗ 
tural⸗Quartier keinen Anſpruch weiter haben. . 
Unſere Miniſierial⸗Behöͤrden follen jedoch Sorge tragen, daß denjeni⸗ 
gen, welche keine Gelegenheit zum Unterkommen finden möchten, dieſelbe in 
ne AV A 2 einer 


7 5 Pan 4 — 


einer dazu eingerichteten Kaſerne angewieſen werde. Auch verſteht ſich von 
ſelbſt, daß die vorbeſtimmten Vortheile blos denjenigen Beweibten zu ſtatten 
kommen, welche ſich vor dem Ifien Januar 1810. verheirathet haben; ſpaͤter 
Verheiratete haben blos Anſpruch auf Natural⸗Quartier für ihre Perſon, oder 
auf den reglementsmäßigen Servis. . RER 
Genehmigen Wir, daß zur Deckung der oͤrtlichen Servislaſten, der 
weiterhin beſtimmten Ausgleichung der Natural⸗ Einquartierung, imgleichen 
der bisher von den Miethern zur Nacht⸗Wacht⸗Kaſſe entrichteten Beiträge, 
vom Iſten Oktober v. J. ab, neben dem hergebrachten Haus ⸗Servis, wel⸗ 
cher auch fernerweitig mit Vier Prozent des Miethsertrages zu erheben iſt, 
eine Wohnungs- oder Miethsſteuer mit Acht und Ein Drittel Prozent des 
Miethsbetrages erhoben werde, und zwar: RE RER 


I. von allen Gebäuden und fn ößne Unterſchied, ob fie zum land⸗ 
worthſchaftlichen oder ſtädtiſchen Gewerbsbetriebe oder blos zur Woh⸗ 
8 nung dienen; auch mit Einſchluß der Gaͤrten, welche ihrer Hauptbe⸗ 
ſtimmung nach zur Annehmlichkeit der Wohnungen benutzt und unter⸗ 
halten werden; i og zen 
2. ſowohl von den Eigenthuͤmern wegen der von ihnen ſelbſt bewohnten und 
benutzten Theile ihrer Grundſtücke, als von den Miethern und von den 
Inhabern der Dienſtwohnungen, ſo weit das ihnen eingeraͤumte Lokal 
zu ihrem perfönlichen Gebrauch beſtimmt iſ t. 
3. Bofreit von der Miethsſteuer bleibent t 
2) die Bewohner Unſerer, imgleichen der den Prinzen und Prinzeffin 
nen des Königlichen Hauſes zugehörigen oder eingeraͤumten Schloͤſſer 
und Wohnungen; = 555 
b) das Geſandtſchaftsperſonal fremder Maͤchte; 
e) die zum Servis⸗ Empfange oder Natural: Quartier berechtigten 
Militair⸗Perſonen, und auf gleiche Bedingung die am Orte ſich 
aufhaltenden Frauen und Kinder abweſender Militair⸗Perſonen; 
N d) alle diejenigen, welche weder Buͤrger noch Schutzverwandte der 
Side e ene e e 
D diejenigen, welche von Almoſen leben; . 
die öffentlichen Anſtalten, wegen der zu ihren beſondern Zwecken 
benutzten Lokale. ö 7 1184 1805 ii 229771 


* 


V. Behalt 


= 


V. 


Behaͤlt es bei der beſtehenden Berfaſſung fein Bewenden, nach welcher 
die Friedens Einquartierung den Hauseigenthuͤmern ohne Konkurrenz der Mie⸗ 
ther zu Laſt fallt. e > 


Wir wollen jedoch geſchehen laſſen, daß den Hauseigenthuͤmern vom 


ze 


Iſten November v. J. ab, aus dem Ertrage der Haus⸗ und Miethsſteuer zu 


ihrer Entſchaͤdigung und Ausgleichung wegen des Standquartiers der Unter⸗ 
Offiziere und Gemeinen, außer dem reglementsmäßigen Servis von Zwölf 
Groſchen ein Zuſchuß von Sechs Groſchen monatlich gezahlt werde. 

Dieſe Vergütung kann aber auf die außerordentliche Einquartierung zur 
Revuezeit, oder bei anderen Zuſammenziehungen der Truppen nicht ausgedehnt 
werden. Es ſoll jedoch der Stadtgemeinde unbenommen bleiben, ſowohl für 
diefen Fall, als wegen der oben beſtimmten Verguͤtung für die Einquartierung 
des gewöhnlichen Garniſonſtandes, eine weitere Ausgleichung der Hauseigen⸗ 
thuͤmer unter einander, durch Beitraͤge, welche die Letzteren allein aufzubrin⸗ 
gen haben, mit Vorbehalt der Genehmigung des Miniſters des Innern, zu 
beſchließen. a 18 

Hiernach hat Unſer Staats⸗Miniſterium das Weitere auszufuͤhren. 


Gegeben Wien, den 26ften Januar N 


Friedrich Wilhelm. 
C. F. v. Hardenberg. 
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G 260 Deflarafion vom ıften Februar ı 1815 betreffend den $. 4 des Edikts vom 
Si Iten September 1811. über die Fangen des Staats und das Abgaben⸗ 


Syſtem und der $$. 13. und folgenden des Reglements für die Brauer, 


Branntweinbrenner, Bäder, Mehlhandler und Abrigen an Getreide⸗ 


hene, vom eilt 2 1789. 


Wir Sein Wilhelm, von Gottes end, sin: von 
Preußen ee 


haben zur Erledigung der Zweifel, welche über die Anwendbarkeit des 922: 


des Finanz⸗Edikts vom ten September 1811 und der Hy. 13 und folgenden 

des Reglements fuͤr die ſtaͤdtiſchen Brauer, Brenner und Bäcker vom 28ſten 

März 1787. entſtanden find, e 8 ee deshalb zu er⸗ 

ren üths ee 8 = Ä 
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— "Derjenige Müller, welcher Malz zum Bierbrauen, oder zur Eſſig⸗ Far 


brikation fir Bewohner des platten Landes ohne Steuerquittung annimmt, 


verfaͤllt in die geſetzliche Strafe, gleichviel, ob das Malz bei der Entdeckung 
der Defraudation, 
noch in Koͤrnern sure oder zur Verarbeitung 5 De 
ſchon geſchrooten iſt. 
Koͤmmt Malz zur Muͤhle, i 5 
worauf keine Steuerquittung, oder eine ug oder nur eine ſolche bei⸗ 
gebracht wird, welche mit der Quantität oder Qualität des Malzes nicht 
genau uͤbereinſtimmt; i 


ſo Hei dem Müller ob, die Vorſchriften des Land⸗ Fon Steuer-Re⸗ 
glements vom 28ſten Oktober 1810. H. 9. zu befolgen, widrigenfalls er die 
geſetzliche Strafe verwirkt hat. Dieſe iſt fuͤr jeden Kontraventionsfall in dem 
Edikte vom 7ten September 1811. zwar auf 300 Rthlr. beſtimmt. 


Da jedoch dieſe Strafe bei unbedeutenden Gegenſtaͤnden außer Verbält- 
niß ſteht; fo will Ich fte hiermit aufheben, und verordnen: 


daß der Muͤller wegen der Kontravention mit Malz zum W ober 
zur Eſſig⸗Fabrikation ſtets in das Doppelte derjenigen Geldſtrafe ge⸗ 
nommen werden ſoll, welche der Eigenthuͤmer des Malzes im erſten De⸗ 
fraudationsfalle geſetzlich verwirkt haben wuͤrde, wenn dieſer der Defrau⸗ 
dation der Gefälle vollſtaͤndig uͤberwieſen werden kann 


* 


In gleicher Art ſollen diejenigen Müller: beftraft werden, welche un⸗ 
verſteuertes Branntweinſchroot fuͤr die Bewohner des platten Landes verferti⸗ 
gen, oder unverſteuertes Getreide zu dieſem Behuf von ihnen annehmen. 

Im Wiederholungsfalle treten die nemlichen Geldſtrafen ein, mit der 
in dem Land⸗Konſumtions⸗Steuer⸗Reglement vom 28ſten Oktober 1810. F. 
14. Litt. g. vorgeſchriebenen Verwarnung, welche im dritten Wiederholungs⸗ 
falle zu vollziehen iſ. n „ 2 

Bir I EIER N F. 21 3 27 DER 

Wer die Vorfchriften des Reglements, fuͤr die ſtaͤdtiſchen Vrauer, Bren⸗ 
ner ꝛc. ꝛc. vom 28ſten März 1787. H. 13. 86. und 99., unbefolgt laͤßt, 
und unverſteuertes Getreide aus der Stadt oder Vorſtadt nach einer Stadt, 
oder einer nur eine Meile von der Stadt belegenen Landmuͤhle ſchafft, zahlt 
fuͤr jeden Scheffel Braumalz Drei Thaler, eben ſo viel fuͤr jeden Scheffel 
Branntwein⸗- oder Futterſchroot, von den übrigen Getreidearten zu Mehl, 
Staͤrke und Puder der Gewerbetreibende Zwei Thaler, der Nicht⸗Gewerbe⸗ 
treibende hingegen Einen Thaler Strafe fuͤr jeden Scheffel. | 

Neben dieſen Strafen tritt jedesmal die Konfiskation des Malzes ode 
Getreides ein. 8 ; 

Im Wiederholungsfalle, werden die Strafen nach den Beſtimmungen 
des gedachten Reglements vom 28ſten März 1787. verſchaͤrft. 

Futter und Branntweinſchroot, auch Braumalz dürfen eben ſo wenig 
auf entferntere Muͤhlen ohne Steuerquittung geſchafft werden, widrigenfalls 
die geſetzliche Defraudationsſtrafe Anwendung findet. 

Dagegen ſoll es den Baͤckern größerer Städte frei ſtehen, das in der 
Stadt gekaufte Getreide, welches ſie auf Muͤhlen abzumahlen genoͤthigt ſind, 
die mehr als eine Meile entfernt liegen, unverſteuert dahin zu bringen, wenn 
fie den benoͤthigten Erlaubnißſchein des Aeeiſe-Amts ihres Wohnorts geloͤſet 
haben, welches bei Vermeidung von 16 Gr. Strafe fuͤr jeden Scheffel ohne 
Unterſchied des Getreides vor deſſen Verſendung geſchehen muß. a 

Wird von ihnen Getreide auf dem platten Lande aufgekauft, und daſſelbe 
ſofort zum Vermahlen auf eine ländliche von ihrem Wohnorte uͤber eine Meile 
entfernte Muͤhle gebracht, ſo bedarf es auch der Voraus ⸗Verſteuerung nicht, 
ſondern nur der Löfung eines Erlaubnißſcheins bei dem naͤchſten Aceiſe- Amte, 
welcher bei Vermeidung der geordneten Strafe zu 16 Gr. fuͤr jeden Scheffel, 
ohne Unterſchied des Getreides, binnen acht und vierzig Stunden beigeſchafft 
werden muß. Die ländlichen Müller duͤrfen ohne Accifequittung weder ſtaͤdti⸗ 

ſches Malz noch Getreide zu Branntwein und Futterſchroot annehmen, und 

5 g ohne 


ohne Erlaubnißſchein kein Getreide zu Mehl, Gruͤtze, Graupen, Puder 
und Staͤrke fin ſtaͤdliſche Bewohner vermahlen, ja ſelbſt dieſes nicht laͤn⸗ 
ger als acht und vierzig Stunden auf der Mühle a v 3 dem 
nächſten Aceiſe⸗Amte davon Anzeige zu machen. 
Laͤndliche, nur eine Meile von der nachſten Stadt fee Muller, 
duͤrfen ſelbſt auch Getreide zu Mehl u. ſ. w. nicht ohne Aceiſequittung anneh⸗ 
men. Jede Contravention gegen dieſe Vorſchriften ſoll geahndet werden, mit 
Fuͤnf 1 für den ie 8 85 oder Getreide a Branntwein und 
a mit e ne 
Zwei Thalen für ben Semi Geiste; a zu anderen Wohl 
Fabrikaten verarbeitet, oder länger als acht und vierzig Stunden auf 
der Muͤhle 1 wird, 1 die 1 re nd. zu 
„ndihen, 5 28 5 
Hiernach haben is 1 Behörden, zu achten re 
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Gegeben Wien, den rſten Februar STS me srl 
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Briedcig Wilhelm. 
17 1 ee m u 205 C. F. b. Hardenberg. 
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